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Die Baselbieter Regierung betont bei je-
der Gelegenheit, wie wichtig ihr die Zu-
sammenarbeit mit den Nachbarkanto-
nen sei. Im Kanton Solothurn spürt man
davon in der Praxis wenig, zumindest
wenn es um die Planung von Windrä-
dern geht. Die Solothurner Regierung
hat deshalb eine kritische Stellungnah-
me nach Liestal geschickt, die der
«Schweiz am Sonntag» vorliegt. Es han-
delt sich um die Vernehmlassungsant-
wort zu den Baselbieter Richtplanände-
rungen für Windräder.

DIE SOLOTHURNER STELLEN FEST: «Seit
2012 haben mit uns keine direkten Kon-
takte mehr stattgefunden.» Dass der
Nachbarkanton erst jetzt um seine Mei-
nung gefragt werde, sei «etwas spät». So-
lothurn kritisiert, dass der «Blick über
die Kantonsgrenzen und die Koordinati-
on mit den Nachbarkantonen» im Basel-
biet fehle. Zudem gibt er sich «etwas er-
staunt», dass Baselland in den Unterla-
gen schreibt, dass die Nachbarkantone
keine grenznahen Windparks planen
würden. Dabei ist etwa das Gebiet Hom-
berg zwischen Nunningen und Seewen
im Solothurner Richtplan seit drei Jah-
ren als Potenzialgebiet aufgeführt. Der
Solothurner Richtplan für Windräder
wurde 2011 als Erster der Schweiz vom
Bund bewilligt. Solothurn legte darin

auch fest, wo Windräder unerwünscht
sind: im Wald und auf landschaftlich be-
sonders exponierten Hügeln.

Die Baselbieter Regierung plant ihre
Windräder auch an Standorten, die ge-
gen die Planungsgrundsätze der Solo-
thurner verstossen. Drei von sechs Basel-
bieter Potenzialgebiete liegen an der
Grenze zu Solothurn. Der Partner-
schaftskonflikt hat sich abgezeichnet.
Deshalb wundert man sich in Solothurn

besonders, dass es die Baselbieter nicht
für nötig gehalten hätten, die Planung
mit den Nachbarn zu koordinieren.

In Liestal wird allerdings das Gegen-
teil behauptet. Martin Kolb, Leiter des
Baselbieter Amts für Raumplanung,
sagt: «Die Koordination mit dem Kanton
Solothurn ist gut und findet im Rahmen
der Nordwestschweizer Planerkonferenz
mehrmals jährlich statt.»

Die Solothurner kritisieren nicht
nur das Vorgehen der Baselbieter, son-
dern auch den Inhalt der Windenergie-

pläne. «Die vorliegende Lösung mit sechs
zur Festsetzung vorgeschlagenen Poten-
zialgebieten erscheint uns zu wenig
kompakt gehalten und etwas zu ‹verzet-
telt›», schreiben die Solothurner. Das Ge-
biet der Muttenzer Hard erfülle mit nur
zwei Windrädern die Kriterien für einen
Windpark nicht.

AM MEISTEN STÖRT SICH der Kanton So-
lothurn an den möglichen Windrädern
auf dem Blauen. Der Kanton stellt sich
hinter die Gemeinden Hofstetten-Flüh
und Metzerlen-Mariastein, welche be-
reits Kritik äusserten. Eine Reihe von
Windrädern auf der Krete des Blauen
würde «das bemerkenswerte Land-
schaftsbild unverhältnismässig stark be-
lasten», meint nun auch der Kanton. Be-
sonders störend sei, dass «die Hauptlast
der negativen Auswirkungen eines Ba-
selbieter Windparks auf dem Blauen
durch Solothurner Gemeinden zu tra-
gen wäre». Das sei nicht vertretbar.

Die Solothurner akzeptieren auf
dem Blauen allerdings eine Ausnahme.
Trotz Kritik erklärt sich der Kanton mit
dem von den Industriellen Werken Basel
auf der Challhöhe geplanten Windpark
einverstanden. Solothurn stellt sogar in
Aussicht, den eigenen Richtplan gegebe-
nenfalls entsprechend anzupassen.
Denn die Planung solle schliesslich so er-
folgen, «wie wenn keine Kantonsgrenze
die Gebiete teilen würde».

Grenzkonflikt mit Solothurn
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VON ANDREAS MAURER

Der Nachbarkanton wirft Baselland vor, die Windräder ohne Absprache geplant zu haben
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Wir vermissen im Kanton
Baselland den Blick über

die Kantonsgrenzen.»
SOLOTHURNER REGIERUNG

«

Diese Woche errichtete die EBM in Liesberg einen achtzig Meter hohen Gittermast für Windmessungen. ZVG/EBM

Nur gerade während vierzig Minuten ha-
ben die Programmkontrolleure des Bun-
desamts für Kommunikation (Bakom) in
das Programm von Telebasel geguckt.
Und gleich zweimal sind sie in der Fahn-
dung nach Verstössen gegen die Werbe-
und Sponsoringregeln fündig geworden:
einmal bei der Gesundheitssendung
«xund-tv» und beim «Kochen im Schloss».

Unterschiedlicher könnten die ent-
deckten Mängel allerdings nicht sein. Im
Fall des Gesundheitsmagazins seien die
Namen der Sponsoren zu häufig einge-
blendet gewesen. Zulässig ist nur eine
Nennung alle zehn Minuten. Bei der
Kochsendung monierten die Kontrolleu-
re, dass zu wenig darauf hingewiesen
werde, dass die Sendung gesponsert sei.

GESCHÄFTSFÜHRER Dominik Prétôt er-
klärt, beide Aufsichtsbeschwerden seien
umgehend behoben worden. In der von
Tamara Wernli moderierten Kochsen-
dung wird deshalb jeweils am Anfang
der Spruch eingeblendet «Diese Sendung
enthält Produktplatzierungen».

Telebasel ist in gu-
ter Gesellschaft.
Bei acht der drei-
zehn geprüften
TV-Stationen wur-
den Mängel ent-
deckt. Und hätten
sich die Bakom-
Mitarbeiter einen
längeren TV-Kon-
sum gegönnt, hät-
ten sie weitere Ver-
stösse gefunden.
Doch die Möglich-
keiten der Auf-

sicht seien begrenzt, erklärt Bakom-
Sprecherin Caroline Sauser. Es seien nur
Stichproben möglich. Und da die Lokal-
TV-Sender schon lange nicht mehr unter
Beobachtung standen, könne man auch
nicht sagen, ob es sich bei den Beanstan-
dungen um wiederholte Verstösse han-
delt. Auf die Ablieferung der durch die
Verstösse erzielten Einnahmen wird des-
halb verzichtet. Sauser ist voller Ver-
ständnis für die TV-Sender: Es sei auch
schwierig, die Richtlinien einzuhalten.
Prétôt sagt: «Alles im grünen Bereich.»

Versalzene Suppe im Schloss
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VON CHRISTIAN MENSCH

Telebasel erhält Rüge wegen verbotenem Sponsoring

Tamara Wernli.

ZV
G

ERIKA PREISIG, die Präsidentin der Ster-
behilfe-Stiftung Eternal Spirit, kann auf-
atmen – zumindest teilweise. Während
ein Verfahren des Basler Bauinspekto-
rats noch hängig ist, kann die Ärztin ei-
nen älteren Fall ad acta legen. Die Basel-
bieter Gesundheitsdirektion wurde ge-
gen die Stiftung mit Sitz in Biel-Benken
aktiv, weil Preisig vor anderthalb Jahren
in Basel einen italienischen Richter in
den Tod begleitet hatte. Der Mann hatte
mit gefälschten Gutachten vorgegeben,
an einer Geschlechtskrankheit zu lei-
den, wie er in seinem Abschiedsbrief ver-
riet. Die Angehörigen waren empört und
setzten drei Anwälte auf Preisig an. Ei-
ner davon bot die EVP auf, die vor einem
Jahr politische Vorstösse lancierte und
vor der «Todesstadt» Basel warnte.

Rolf Wirz, Sprecher der Gesund-
heitsdirektion, erklärt nun: «Im Rahmen
der Abklärungen durch den Kantonsarzt
und unseren Rechtsdienst hat sich ge-
zeigt, dass keine aufsichtsrechtlichen
Massnahmen angezeigt sind.» Preisig
kommentiert: «Wir sehen uns bestätigt,
genauso sorgfältig weiterzuarbeiten, un-
abhängig davon, ob wir Schweizer oder
Ausländer beurteilen.» (MAU)

Sterbehilfe: Keine
Massnahmen
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